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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Angleichung der spezi- 
fischen Verbrauchsteuern auf die zur Verwendung als 
Brennstoffe bestimmten flüssigen Kohlenwasserstoffe. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Dezem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Angleichung der spezifischen Verbrauchsteuern 
auf die zur Verwendung als Brennstoffe bestimmten 
flüssigen Kohlenwasserstoffe 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ~ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schaffung einer gemeinsamen Energiepolitik 
gehört zu den Zielen, die sich die Gemeinschaft 
gesetzt hat. 

Bedeutende Unterschiede im Niveau der spezi- 
fischen Verbrauchsteuern auf die zur Verwendung 
als Brennstoffe bestimmten flüssigen Kohlenwasser- 
stoffe können die Wettbewerbsbedingungen inner- 
halb der Gemeinschaft verfälschen. Eine Harmoni- ! 
sierung der spezifischen Verbrauchsteuern auf die ! 
zur Verwendung als Brennstoffe bestimmten flüs- i 
sigen Kohlenwasserstoffe dient dem Ziel, die j 
Steuergrenzen zu beseitigen und damit den freien 
Verkehr von Energieprodukten zu ermöglichen. Da- j 
her erscheint es angebracht, das bestehende Gefälle ! 
bei der Besteuerung dieser Produkte zu verringern. 

Die Rolle der Energie als Kostenfaktor für die i 
Unternehmen bewirkt, daß Produktivität und Ex- j 
portkraft der Wirtschaft sowie die Lebenshaltungs- | 
kosten des einzelnen spürbar vom Energiepreis- 
niveau beeinflußt werden. Es liegt deshalb im Inter- ' 
esse der Gemeinschaft, eine Versorgung zu relativ , 
stabilen und niedrigen Preisen anzustreben. Außer- 
dem kann die unterschiedliche Besteuerung der , 
Energieträger innerhalb eines Mitgliedstaates den 
Wettbewerb zwischen den Energien verfälschen und 
die Wahl des Verbrauchers beeinflussen. Diesem 
Ziel dient die Senkung des Niveaus der spezifischen ' 
Verbrauchsteuern auf die zur Verwendung als j 
Brennstoffe bestimmten flüssigen Kohlenwasser- 
stoffe. 

Die Angleichung läßt sich nicht verwirklichen, 
ohne anderen energiepolitischen Zielen sowie den 
budgetären und wirtschaftlichen Auswirkungen 
Rechnung zu tragen. Deshalb ist ein schrittweises 
Vorgehen mit ausreichenden Fristen erforderlich. i 

Die Angleichung der Steuerbelastungen der zur 
Verwendung als Brennstoff bestimmten flüssigen 
Kohlenwasserstoffe darf aus den vorgenannten : 


i Gründen nicht bis zur Durchführung der Harmoni- 
I sierung der Strukturen der in Rede stehenden spezi- 
I fischen Verbrauchsteuern aufgeschoben werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

; Art ikel 1 

! Die Mitgliedstaaten nehmen gemäß den Vorschrif- 
I ten der Artikel 2 und 3 dieser Richtlinie eine schritt- 
! weise Angleichung der spezifischen Verbrauch- 
I steuern vor, die sie - gleich unter welcher Bezeich- 
I nung - auf die zur Verwendung als Brennstoffe 
i bestimmten flüssigen Kohlenwasserstoffe erheben. 

I A r t i k e 1 2 

Zur Verwendung als Brennstoffe bestimmte flüssige 
I Kohlenwasserstoffe im Sinne dieser Richtlinie sind 
■ Kohlenwasserstoffe, die bei normalem Luftdruck 
und einer Temperatur von 15° C flüssig sind und zu 
einer der nachstehend bezeichneten Gruppe ge- 
hören: 

— Gruppe I: 

a) die Erzeugnisse der Nummer 27.10 C II des 
GZT (Zolltarif der Europäischen Gemein- 
schaften), die zur Verwendung als Brenn- 
stoffe bestimmt sind; 

b) die unter anderen Nummern des GZT aufge- 
führten Erzeugnisse, die zur Verwendung als 
Brennstoffe bestimmt sind und 

aa) im wesentlichen die gleichen Merkmale 
aufweisen wie die Erzeugnisse der Num- 
mer 27.10 C II GZT oder 
bb) nicht diese Merkmale aufweisen, aber als 
Substitute der Erzeugnisse der Gruppe 

I a) zu gelten haben. 

— Gruppe II: 

a) die Erzeugnisse der Nummer 27.10 C I des 
GZT, die zur Verwendung als Brennstoffe be- 
stimmt sind; 

b) die unter anderen Nummern des GZT aufge- 
führten Erzeugnisse, die zur Verwendung als 
Brennstoffe bestimmt sind und 

aa) im wesentlichen die gleichen Merkmale 
aufweisen wie die Erzeugnisse der Num- 
mer 27.10 C I GZT oder 
bb) nicht diese Merkmale aufweisen, aber als 
Substitute oder Erzeugnisse der Gruppe 

II a) zu gelten haben. 
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A r t i k e 1 3 | 

1. Ab 1. Januar 1976 dürfen die Sätze der spezi- , 
fischen Verbrauchsteuern oder ihr kumulierter Be- 
trag, wenn mehrere solche Steuern auf die in 
Artikel 2 genannten Erzeugnisse erhoben werden, 
nicht mehr hinausgehen über 

— 2 RE je metrische Tonne oder ihrem kalorischen ' 
Äquivalenzwert für die in Artikel 2 in Gruppe I j 
aufgeführten Erzeugnisse; 

— 5 RE je metrische Tonne oder ihrem kalorischen | 
Äquivalenzwert für die in Artikel 2 in Gruppe II j 
aufgeführten Erzeugnisse. 

2. Liegen die im Zeitpunkt der Notifizierung dieser I 

Richtlinie anwendbaren Steuersätze über den in Ab- j 
satz 1 vorgesehenen Steuersätzen, so muß der Ab- ^ 
stand zwischen ihnen am 1, Januar 1974 mindestens 
um die Hälfte verringert sein. | 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Vorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie nachzu- 
kommen und unterrichten hiervon unverzüglich die 
Kommission. 

2. Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen wesent- 
licher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie 
auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu 
erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig benachrichtigt 
wird, daß sie sich dazu äußern kann. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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